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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Sechs Jahre Deutscher Corporate Governance Kodex – der Frage, ob es sich bei allem Lob zum sechsten Geburtstag des

Kodex, das nicht zuletzt auch aus dem Bundesjustizministrium kam, tats�chlich um eine Erfolgsgeschichte handelt, geht

der aktuelle Beitrag von Bernhardt nach. Bauer/Arnold zeigen des Weiteren auf, dass die Aufwertung der Vereinbarung

von Abfindungs-Caps in Vorstandsvertr�gen zur Empfehlung und die Ausweitung der Verantwortlichkeit des Aufsichts-

ratsplenums f�r Verg�tungsfragen von Vorstandsmitgliedern fragw�rdig ist.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

// Standpunkt /
von Dr. Nils Krause, LL.M.,

Rechtsanwalt und Solicitor

(England/Wales), White &

Case LLP, Hamburg

Federf�hrungbei Staatsfonds ent-
schieden

Nach der am 11.7.2008 ver�ffentlichen Be-

gr�ndung des Referentenentwurfs zur 13. �n-

derung des Außenwirtschaftsgesetzes (AWG)

undAWV soll das Bundesministerium f�rWirt-

schaft und Technologie (BMWi) allein ent-

scheiden, ob ein Pr�fverfahren �ber die Betei-

ligungausl�ndischer Investoren an deutschen

Unternehmen eingeleitet wird. Im Falle eines

Pr�fverfahrens sollen weitere betroffene Mi-

nisterien beteiligt werden. Im Falle der Unter-

sagung oder bei Auflagen bedarf dies eines

entsprechendenKabinettsbeschlusses.

Die �nderung des AWG sieht vor, dass eine

�bernahmeoderBeteiligunguntersagtwerden

kann, wenn dadurch die �ffentliche Ordnung

oderSicherheitderBRDgef�hrdet ist,wobeidie

Kontrolle branchen�bergreifend sein soll.

Mit der Entscheidung zugunsten des BMWi ist

zwar der Streit �ber die Federf�hrung in dem

Entscheidungsprozess beigelegt. Allerdings

bleiben die grunds�tzlichen Probleme des Re-

formvorhabens. Es bleibt zweifelhaft, inwie-

weit der bisherige Entwurf den hohen Anfor-

derungen an die Rechtfertigung eines Ein-

griffs in die Kapitalverkehrsfreiheit gen�gt.

Zudem ist zu bedenken, dass Eingriffe, die all-

gemeine industriepolitische Ziele verfolgen,

nicht erlaubt sind. Vor diesem Hintergrund ist

die Frage der Federf�hrung nur ein Neben-

kriegsschauplatz. Die eigentlichen Probleme

des Reformvorhabens liegen in der europa-

rechtlichen Zul�ssigkeit und der Rechtsunsi-

cherheit bei Unternehmenstransaktionen. Es

wird Zeit, dass sich der Gesetzgeber dieser

Punkteernsthaftannimmt.

Entscheidungen
AG M�nchen: Kreditverweigerung als

K�ndigungsgrund

Das AG M�nchen entschied in seinem Urteil vom

27.8.2007 – 231 C 17158/07 –, welches nunmehr

rechtskr�ftig geworden ist, wie folgt: Die Verwei-

gerungeinesweiterenKredits rechtfertigtdieK�n-

digung bestehender Kreditvertr�ge nicht. Soweit

der Kunde trotzdem k�ndigt, hat dieser eine Vor-

f�lligkeitsentsch�digung zu zahlen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1685-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Verj�hrung von Einlageforderungen

der GmbH in Altf�llen

Der zweite Senat entschied in seinem Beschluss

vom 2.6.2008 – II ZA 1/07 – wie folgt: Die f�r Alt-

f�lle noch nicht verj�hrter Einlageforderungen

der GmbH maßgebliche besondere �berlei-

tungsvorschrift des Art. 229 § 12 Abs. 2 EGBGB

ist verfassungskonform dahin auszulegen, dass

in die ab 15.12.2004 laufende neue zehnj�hrige

Verj�hrungsfrist des § 19 Abs. 6 GmbHG lediglich

die seit Inkrafttreten des Schuldrechtsmoderni-

sierungsgesetzes, mithin ab 1.1.2002 verstriche-

nen Zeitr�ume der zuvor geltenden dreij�hrigen

Regelfrist des § 195 BGB n. F., einzurechnen sind.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1685-2

unter www.betriebs-berater.de

BPatG: DDR-Staatssymbol nicht als Marke

gesch�tzt

Das Bundespatentgericht entschied am 21.7.

2008 – 26 W (pat) 69/05 – , dass das DDR-Staats-

symbol mit Hammer, Zirkel und �hrenzkranz

nicht als Marke gesch�tzt werden kann. Die Mar-

ke war f�r verschiedene Waren und Dienstleis-

tungen eingetragen, was das Gericht als Verstoß

gegen die guten Sitten ansah.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1685-3

unter www.betriebs-berater.de

BSG: Kein Anspruch auf Erstattung des

Herstellerrabatts f�r Versandapotheke

Das Bundessozialgericht stellte in seiner Ent-

scheidung vom 28.7.2008 – B 1 KR 4/08 R – fest,

dass der so genannte Herstellerrabatt nicht f�r

Importarzneimittel gelte. In dem Ausschluss ei-

ner Internetapotheke vom Rabattverfahren liege

kein Verstoß gegen europ�isches Recht.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1685-4

unter www.betriebs-berater.de

BSG: Keine Krankenhauszulassung f�r GmbH

in Liquidation

Das Bundessozialgericht hat am 28.7.2008 – B 1

KR 5/08 R – entschieden, dass der Anspruch auf

Zulassung als Vertragskrankenhaus u. a. voraus-

setze, dass die Gew�hr f�r eine leistungsf�hige

und wirtschaftliche Krankenhausbehandlung der

Versichertenbesteht.Daran fehlees aberbei einer

GmbH in Liquidation, bei der die Er�ffnung des

Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt

wurde.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1685-5

unter www.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Mittelstandsentlastungsgesetz beschlossen

Das Bundeskabinett hat am 23.7.2008 das Dritte

Mittelstands-Entlastungsgesetz beschlossen. Der

Gesetzentwurf enth�lt 24 Maßnahmen, die

kleine und mittelst�ndische Unternehmen in Be-

zug auf Statistik und Gewerberecht von unn�ti-

ger B�rokratie entlasten sollen. Das Kabinett

rechnet damit, dass der Mittelstand hierdurch

j�hrlich um 76 Millionen Euro entlastet werde.

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag

bewertete das Gesetz allerdings als minimalen

Schritt beim B�rokratieabbau.

�berpr�fung der EU-Kartellrechtsreform

Die Europ�ische Kommission hat eine �ffentli-

che Konsultation zur �berpr�fung der EU-Kar-

tellrechtsreform, die im Mai 2004 in Kraft getre-

ten ist, eingeleitet. Ein zentraler Punkt der Re-

form, welcher nunmehr �berpr�ft werden soll,

ist die Legalausnahme, nach der jedes Kartell als

erlaubt gilt, solange es nicht explizit untersagt

wird. Die Konsultationsfrist endet am 30.9. Im

Fr�hjahr 2009 m�chte die Kommission einen Be-

richt zur Umfrage vorlegen.

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. Nils Krause, Hamburg; RA Dr. K. Jan Schiffer,
Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich Graf vonWestphalen, K�ln
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